
Aus der Behindertenanwaltschaft Österreichs 
---------

Christine Steger 
Österreich auf dem Prüfstand des UN-Fachausschusses 
Die Republik Österreich unter­
zeichnete vor 15 Jahren die UN­
Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 
und machte sie somit gültig. Fünf 
Jahre nach diesem Bekenntnis 
zur umfänglichen Teilhahe von 
Menschen mit Be)linderungen in 
allen Lebensbereichen fand 2013 
eine erste Staatenprüfung am 
zweiten Hauptsitz der Vereinten 
Nationen in Genf statt, jetzt im 
August 2023 die zweite. 

··+ Die Überraschung beim offiziellen 
Österreich im Jahr 2013 war groß, als das 
Ergebnis der ersten Evaluierung statt eines 
großen Lobs eine umfängliche Kritik mit 
einem riesigen Rucksack an Hausaufgaben 
war. Bemängelt wurde schon damals, dass 
Kinder mit Behinderungen in Sonderwei­
ten beschult würden, dass Österreich keine 
besonderen Ideen zum Bereich Frauen und 

mit Behinderungen habe, dass 
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der Institutionsabbau keinen Schrittvoran­
gekommen wäre und Menschen mit Behin­
derungen, vor allem durch die unterschied­
lichen Zuständigkeiten, je nach Wohnort 
und Bundesland ganz unterschiedliche 
Unterstützungssysteme vorfänden. Alle 
diese Themen sind laut UN-Konvention 
klar geregelt. Neben vielen weiteren The­
men war damals vor allem auch das Sach­
walterschaftsrecht in der Kritik: Dieses 
stehe den Zielen der Konvention, dass Men­
schen mit Behinderungen selber gute Ent­
scheidungen über ihr Leben treffen können, 
entgegen. 

Nach zehnjähriger Unterbrechung fand 
am 22. und 23. August 2023 erstmals wie­
der eine Staatenprüfung statt. Zwei hal­
be Tage lang musste die Republik Rede 
und Antwort in Bezug auf die Umsetzung 
der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen stehen. Der 
UN-Fachausschuss übermittelte im Vor­
feld eine lange Liste mit Fragen, damit die 
offiziellen Vertreter:innen wüssten, woran 
der Ausschuss besonderes Interesse habe. 
Die Themen blieben im Großen und Ganzen 
dieselben, handelt es sich immerhin um 
die großen Säulen der Konvention: unab­
hängige Lebensführung, Bildung, Arbeit, 
Familie, Kinder, Mädchen und Frauen mit 
Behinderungen. Ein besonderes Augen­
merk wurde auch auf die Frage nach dem 
menschenrechtliehen Modell von Behinde­
rung gelegt. 

Eine sehr pointierte Frage ist mir speziell 
in Erinnerung geblieben: "Warum benötigt 
Österreich denn so lange, um endlich zu 
beginnen, Institutionen abzubauen? Was 
macht die Situation in Österreich so beson­
ders, dass 15 Jahre nach Ratifizierung der 
Konvention noch immer keine merklichen 
Ergebnisse diesbezüglich zu bemerken 
sind?" Der ironische Unterton beim Fragen 
stellenden Mitglied war nicht zu überhören. 

Bildung- Arbeit- Sonderwelt 

Der Fachausschuss war aufgrundvieler im 
Vorfeld erstellter und übermittelter Berich­
te seitens der Zivilgesellschaft, des Volks­
anwalts, des Monitoringausschusses, aber 
auch seitens der Behindertenanwaltschaft 
über die "Großbaustellen" der Republik in­
formiert worden. 

Im Bereich Bildung zielten die Fragen 
auf die Anzahl von in integrativen/inklusi-

ven Settings beschulten Kindern ab. Bereits 
2013 gab der UN-Fachausschuss hierzu kon­
krete Empfehlungen1 ab: 

1. Verstärkte Bemühungen zum Aufbau 
eines inklusiven Bildungssystems 
-von der Elementarbildung bis zur 
Sekundarstufe 

2. Sicherstellung der Partizipation von 
Kindern mit Behinderungen und der sie 
Vertretenden in den Implementierungs­
bestrebungen zu inklusiver Bildung 

3. Größere Anstrengungen zur Erhöhung 
der Anzahl von Studierenden mit 
Behinderungen 

4. Erhöhung der Anzahl von Lehrer:innen 
mit Behinderungen und Aufbau einer 
barrierefreien Lehrer:innenbildung 

Wie im Sonderbericht Bildung vom Unab­
hängigen Monitoringausschuss' festgehal­
ten wurde, stagniert die Zahl der inklusiv 
beschulten Kinder und in einigen Bundes­
ländern steigt die Zahl der Kinder in Son­
derschulen sogar. Die chronische Unterfi­
nanzierung in diesem Bereich wird ebenso 
deutlich dargestellt wie die mangelnde 
bauliche Barrierefreiheit in Schulen. Der 
Fachausschuss interessierte sich im Beson­
deren dafür, wie viele Lehrer:innen mit Be­
hinderungen es denn eigentlich gäbe. 

Die Antworten auf diese sehr kon­
kreten Fragen im Bereich Bildung ist die 
Republik schuldig geblieben. Mit großer 
Spannung erwarten wir die Handlungs­
empfehlungen des UN-Fachausschusses. 
Für die Umsetzung der Konventionsziele 
in Österreich bedeutet das eine gehörige 
Portion Rückenwind, die wir dringend be­
nötigen! 15 Jahre nach lnkrafttreten der 
menschenrechtliehen Ziele aus der UN­
Konvention stehen wir vielerorts leider 
noch ganz am Anfang. Ich werde in den 
kommenden Ausgaben hier über die Hand­
lungsempfehlungen berichten. 

Kontakt 

Telefon: 0800 80 80 16 
office@behindertenanwalt.gv.at 

1 On!ine unter: https://www.bizeps.or.at/bizeps­
uebersetzung-der-handlungsempfehlungen-der-un­
staatenpruefung-oesterreichs/ {zuletzt aufgerufen 
am 5.9.2023]. 

2 Online unter: https://www.monitoringausschuss. 
at/wp-content/uploads/2023/06/Sonderbericht­
Bildung.V2023-07-18.pdf (zuletzt aufgerufen am 
5.9.2023] 
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